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Bayerisches Verwaltungsgericht München 
 
In der Verwaltungsstreitsache 
 
*** ***** **** 
******************** *** ***** ******* 
 - Antragsteller - 
bevollmächtigt: 
**** ******* **** ******* 
************* ***** *** 
******** ****** ** ***** ******* 
 

gegen 
 
Landeshauptstadt München 
Referat für Klima- und Umweltschutz 
Wasserrecht 
RGU - US 13 
Bayerstr. 28 a, 80335 München 
 - Antragsgegnerin - 
 

wegen 
 
Vollzug des Wasserrechts 
hier: Antrag gemäß § 80 Abs. 5 VwGO 
 
erlässt das Bayerische Verwaltungsgericht München, 31. Kammer, 
durch die Vorsitzende Richterin am Verwaltungsgericht ********, 
den Richter am Verwaltungsgericht *** ******, 
die Richterin am Verwaltungsgericht ************* 
 
ohne mündliche Verhandlung 
 

am 29. Juli 2026 
 
folgenden 
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Beschluss: 
 

  I. Der Antrag wird abgelehnt. 
 

 II. Der Antragsteller hat die Kosten des Verfahrens zu tragen. 
 

III. Der Streitwert wird auf 2.500,- EUR festgesetzt. 
 
 
 

Gründe: 
 

I. 
 

Der Antragsteller wendet sich gegen die sofortige Vollziehbarkeit von Teilen einer All-

gemeinverfügung der Antragsgegnerin, die diese zur Beschränkung der Nutzung von 

Trinkwasser aus dem öffentlichen Versorgungsnetz und der Entnahme von Grundwas-

ser und aus oberirdischen Gewässern erlassen hat. Er ist Wohnungseigentümer an 

einem bebauten Grundstück im Stadtgebiet der Antragsgegnerin. Ihm steht als Son-

dereigentum eine Wohnung mit zugehörigem Gartenanteil zu.  

 

Mit am 14. Juli 2026 öffentlich bekannt gegebener Allgemeinverfügung vom selben 

Tag untersagte die Antragsgegnerin die Entnahme von Wasser aus dem öffentlichen 

Versorgungsnetz sowie von Grundwasser zu bestimmten Zwecken und Zeiten (Nr. 1). 

Im Einzelnen wird – teils wiederum mit bestimmten Ausnahmen – die Wasserent-

nahme zur Befüllung und zum Betrieb von privaten Pools oder sonstigen Badebecken 

(Buchst. a), zum Bewässern, Gießen und Beregnen von Haus- und Kleingärten oder 

Schrebergärten in der Zeit von 9 bis 19 Uhr (Buchst b), zum Bewässern, Gießen und 

Beregnen von Rasenflächen und sonstigen Grünflächen (Buchst. c), zum Waschen 

von Fahrzeugen außerhalb gewerblicher Waschanlagen (Buchst. d), zum Befeuchten 

von Baustraßen und Baustellen zur Verminderung der Staubentwicklung (Buchst. e) 

sowie zum Abspritzen oder Bewässern z.B. mit Hochdruckreiniger oder Bürsten von 

Terrassen, Wänden, Straßen, Hof- und Wegeflächen, Dächern und nicht gewerblich 

genutzten technischen Anlagen durch Privatpersonen untersagt. Weiter wird – auch 

insoweit mit bestimmten Ausnahmen – die Entnahme von Wasser aus 
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Oberflächengewässern im Stadtgebiet (Nr. 2) untersagt. Die Untersagung der Was-

serentnahme aus dem öffentlichen Versorgungsnetz, von Grundwasser und aus Ober-

flächengewässern wird sowohl auf erlaubnisfreie als auch zugelassene Wasserent-

nahmen bezogen, bestehende wasserrechtliche Erlaubnisse werden insoweit einge-

schränkt (Nr. 3). Die Antragsgegnerin ordnete die sofortige Vollziehung der Nrn. 1 bis 

3 an (Nr. 4). Die Allgemeinverfügung wurde öffentlich bekannt gemacht (Nr. 5) und bis 

zum 1. August 2026 befristet (Nr. 6). Schließlich ist die Möglichkeit vorgesehen, auf 

Antrag eine widerrufliche Ausnahme zu erteilen, wenn überwiegende Gründe des 

Wohls der Allgemeinheit dies erfordern oder das Verbot bzw. die Beschränkung im 

Einzelfall zu einer unbilligen Härte führen würde (Nr. 7). Zur Begründung der Allge-

meinverfügung wird hinsichtlich der Wasserentnahme aus dem Versorgungsnetz maß-

geblich auf den aktuell deutlich überdurchschnittlichen Trinkwasserverbrauch im Stadt-

gebiet im Verhältnis zu einer angespannten Dargebotssituation verwiesen. Zwar habe 

es in der Vergangenheit bereits kurzfristig hohe und im Einzelnen sogar noch höhere 

Verbrauchsspitzen gegeben. Die aktuelle Situation sei indes dadurch gekennzeichnet, 

dass ein dauerhaft erhöhter Verbrauch mit einer anhaltenden Trockenperiode und ei-

ner rückläufigen Grundwasserneubildung zusammentreffe. Die Maßnahmen dienten 

der Vermeidung akuter Wasserknappheit und damit verbundener Notfall- oder Krisen-

situationen. Hinsichtlich der Einschränkung der Grundwassernutzung wird auf die 

niedrigen bis sehr niedrigen Grundwasserverhältnisse und die ausbleibende Grund-

wasserneubildung verwiesen, die weitgehende Untersagung der Wasserentnahme 

aus Oberflächengewässern begründet die Antragsgegnerin maßgeblich mit dem aktu-

ellen Niedrigwasserstand und der Notwendigkeit, eine Verschlechterung des ökologi-

schen Zustands der oberirdischen Gewässer zu verhindern. 

 

Der Antragsteller wendet sich (ausdrücklich nur) gegen bestimmte Aspekte der unter-

sagten Entnahme von Wasser aus dem öffentlichen Versorgungsnetz, die im Wesent-

lichen die Bewässerung seines Gartens betreffen. Mit Schriftsatz vom 17. Juli 2026, 

bei Gericht am selben Tag eingegangen, beantragt der Antragsteller sinngemäß, 
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die aufschiebende Wirkung der zu erhebenden Klage gegen Nr. 
1 Buchst. b, c und f der Allgemeinverfügung der Antragsgegnerin 
vom 14. Juli 2026 hinsichtlich der untersagten Wasserentnahme 
aus dem öffentlichen Versorgungsnetz wiederherzustellen, 

hilfsweise, 

die aufschiebende Wirkung der Klage ganz oder teilweise wie-
derherzustellen, soweit dies zur Abwendung schwerer und nicht 
wieder gutzumachender Nachteile erforderlich ist. 

 

Zur Begründung verweist der Antragsteller maßgeblich auf die Rechtswidrigkeit der 

Allgemeinverfügung. Es fehle bereits an einer Rechtsgrundlage, insbesondere erfasse 

§ 100 WHG nicht das Wasser im öffentlichen Versorgungsnetz. Dementsprechend 

könne auch § 13 WHG keine Anwendung finden. Die allgemeine Sorgfaltspflicht des 

§ 5 Abs. 1 WHG sei Grundpflicht und Sorgfaltsmaßstab, nicht aber Eingriffs- oder Be-

fugnisnorm. Mit Blick auf die Wesentlichkeitsrechtsprechung des Bundesverfassungs-

gerichts sei eine gesonderte Ermächtigung zur Beschränkung des Wassergebrauchs 

aus öffentlichen Versorgungsanlagen erforderlich, die, anders als in anderen Bundes-

ländern, in Bayern nicht bestehe. Jedenfalls sei die Allgemeinverfügung unverhältnis-

mäßig. Die Erwägungen der Antragsgegnerin zu einem Verbot der Bewässerung zur 

Tageszeit verfehlten den Regelungsgegenstand. Die behauptete erhöhte Verdunstung 

sei für Grundwasserstände oder das Wasserdargebot generell ohne Belang. Die Ver-

fügung sei ferner widersprüchlich und gleichheitswidrig in ihrer Differenzierung zwi-

schen der Bewässerung von Beeten, Stauden und Zierpflanzen und der strengeren 

Regelung der Bewässerung von Rasenflächen. Dies gelte auch für die getroffenen 

Ausnahmen, etwa für Sportanlagen. Im Bezug auf die Nutzung von Trinkwasser zum 

Abspritzen und Bewässern von Terrassen und ähnlichen Flächen fehle es an der Ge-

eignetheit, da diese sich nur auf Privatpersonen beziehe, so dass die gleiche Tätigkeit 

etwa durch ein beauftragtes gewerbliches Unternehmen möglich sei. Generell fehle es 

an den fachlichen Grundlagen der getroffenen Anordnungen. Insbesondere sei, ge-

rade im Hinblick auf ein vorsorgendes behördliches Handeln, das Einsparpotenzial 

durch die Anordnung nicht ermittelt worden. Schließlich seien die Verbote besonders 

mit Blick auf die Bußgeldbewehrung nicht bestimmt genug. Insgesamt überwiege bei 
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summarischer Prüfung das durch Art. 2 Abs. 1 und 14 Abs. 1 GG geschützte Interesse 

des Antragstellers, auch mit Blick auf irreversible Schäden an seinen Pflanzen und 

insbesondere der Rasenfläche. 

 

Die Antragsgegnerin legt die Behördenakten vor und beantragt, 

 
den Antrag abzulehnen. 

 

Sie verteidigt die streitgegenständliche Allgemeinverfügung und ergänzt ihre tatsäch-

lichen Ausführungen zur Situation der Wassergewinnung und Wasserversorgung für 

das und im Stadtgebiet. In rechtlicher Hinsicht verweist die Antragsgegnerin maßgeb-

lich darauf, dass mit § 100 Abs. 1 Satz 2 WHG i.V.m. § 5 WHG eine taugliche Rechts-

grundlage für den Erlass der streitgegenständlichen Allgemeinverfügung vorliege. Fer-

ner sei die Allgemeinverfügung ermessens- und abwägungsfehlerfrei ergangen. Die 

getroffenen Maßnahmen beruhten auf einem vollständig ermittelten Sachverhalt und 

einer nachvollziehbaren Prognose. Die enthaltenen Differenzierungen, etwa zwischen 

Rasen und sonstigen Grünflächen und Gärten im Übrigen sowie zwischen gewerbli-

chen und privaten Tätigkeiten stellten die Geeignetheit der Anordnungen nicht infrage, 

sondern zielten in ihrer Gesamtkonzeption darauf ab, dass der Wasserverbrauch ef-

fektiv verringert werden könne und dabei die Eingriffe in die Rechte der Bevölkerung 

so gering wie möglich gehalten würden. Insgesamt überwiege daher das Vollzugsinte-

resse der Antragsgegnerin das Suspensivinteresse des Antragstellers, zumal dem An-

tragsteller durch eine vorübergehende Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung 

auch kein tatsächlicher Vorteil erwachse. Denn der für das Stadtgebiet zuständige 

Wasserversorger habe auf Grundlage der Allgemeinen Bedingungen für die Versor-

gung mit Wasser eine inhaltlich gleichlautende, vertragliche Sparanordnung getroffen. 

 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Gerichts- sowie die vorgelegten Behör-

denakten verwiesen. 
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II. 
 

A) Der Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung ist bereits unzuläs-

sig, im Übrigen wäre er auch unbegründet. 

 

I. Der Antrag ist unzulässig, da kein Rechtsschutzbedürfnis besteht. Zwar folgt dies 

nicht daraus, dass der für das Stadtgebiet der Antragsgegnerin verantwortliche Was-

serversorger eine mit der streitgegenständlichen Allgemeinverfügung – soweit sie hier 

angegriffen ist – gleichlautende Anordnung getroffen hat. Jedoch fehlt es an einer Kla-

geerhebung, die die begehrte Wiederherstellung der aufschiebende Wirkung ermögli-

chen würde. 

 

1. Ein Rechtsschutzbedürfnis liegt nicht vor, wenn der Antragsteller eine Verbesserung 

seiner Rechtsstellung nicht erreichen kann, das Rechtsschutzbegehren also nutzlos 

ist. Hiervon kann nur ausgegangen werden, wenn die Nutzlosigkeit tatsächlich oder 

rechtlich außer Zweifel steht (vgl. BVerwG, B.v. 29.4.2026 – 7 VR 1.26 – juris Rn. 6; 

U.v. 29.1.2026 - 7 C 6.24 - juris Rn. 28). Eine Nutzlosigkeit des Rechtsschutzbegeh-

rens in diesem Sinne kann hier nicht festgestellt werden.  

 

Der für das Stadtgebiet der Antragsgegnerin und mithin auch den Antragsteller zustän-

dige Wasserversorger hat zugleich mit der hier streitgegenständlichen Allgemeinver-

fügung am 14. Juli 2026 eine „Sparanordnung wegen Wasserknappheit“ erlassen. 

Diese Anordnung stützt sich auf Ziffer 3.3 der „Ergänzenden Bedingungen für den 

Wasseranschluss und die Wasserversorgung nach Standardverträgen“ des Wasser-

versorgers (https://www.swm.de/kundenservice/downloadcenter, letzter Abruf am 

28.7.2026) und damit mittelbar bzw. ergänzend auf die Verordnung über Allgemeine 

Bedingungen für die Versorgung mit Wasser (AVBWasserV), § 22 Abs. 2 Satz 2 AVB-

WasserV. Hiernach ist jeder Kunde verpflichtet, bei Wasserknappheit die Sparanord-

nungen des Wasserversorgers zu beachten. Die „Sparanordnung“ des Wasserversor-

gers (https://www.swm.de/dam/doc/presse/swm-wassersparanordnung.pdf, letzter 

Abruf am 28.7.2026) enthält soweit ersichtlich wortgleich die in der 
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streitgegenständlichen Allgemeinverfügung enthaltenen Beschränkungen der Wasser-

entnahme aus dem öffentlichen Versorgungsnetz und ist, auch insoweit parallel zur 

Allgemeinverfügung, bis zum 1. August 2026 befristet. Somit bestünden für den An-

tragsteller bei einer Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung und der damit ein-

hergehenden vorläufigen Suspendierung der Rechtswirkungen der Allgemeinverfü-

gung in der Sache deren – hier relevante – Einschränkungen fort, wenngleich auf zi-

vilrechtlicher Grundlage im Zusammenhang seines Versorgungsvertrags mit dem 

Wasserversorger. 

 

Es kann offen bleiben, inwieweit im Allgemeinen bereits aus einer parallelen zivilrecht-

lichen Verpflichtung eine zumindest tatsächliche Nutzlosigkeit des Rechtsschutzbe-

gehrens im vorgenannten Sinne zu folgern ist. Hiergegen mag insbesondere sprechen, 

dass eine inhaltlich parallele zivilrechtliche Verpflichtung nicht die einer öffentlich-

rechtlichen Verpflichtung durch Verwaltungsakt eigenen Durchsetzungsmechanismen, 

insbesondere der Verwaltungsvollstreckung, mit sich bringt. Jedenfalls wenn es sich, 

wie im vorliegenden Fall, um eine bußgeldbewehrte öffentlich-rechtliche Anordnung 

handelt (vgl. Art. 97 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. d BayWG), verbessert die begehrte Wieder-

herstellung der aufschiebenden Wirkung die Rechtsstellung des Betroffenen, da sie 

die im Raum stehenden Sanktionen entfallen lassen würde (vgl. die verwandten Erwä-

gungen zur Frage eines Feststellungsinteresses angesichts bevorstehender Sanktio-

nen, hierzu etwa Möstl, in: BeckOK VwGO, § 43 Rn. 19.2). Insoweit ist jedenfalls im 

Rahmen des einstweiligen Rechtsschutzes unter diesem Gesichtspunkt von einem 

Rechtsschutzbedürfnis des Antragstellers auszugehen. 

 

2. Für den Antrag fehlt indes (gegenwärtig) das Rechtsschutzbedürfnis, da ein Haupt-

sacherechtsbehelf nicht erhoben ist. Der Antrag auf Wiederherstellung der aufschie-

benden Wirkung setzt jedenfalls im Zeitpunkt der Entscheidung des Verwaltungsge-

richts bereits begrifflich einen Rechtsbehelf in der Hauptsache voraus, der (noch) auf-

schiebende Wirkung entfalten kann (vgl. z.B. BVerwG, B.v. 17.3.2020 – 3 VR 1/19 – 

juris Rn. 16; zum Ganzen eingehend etwa Schoch, in: ders./Schneider, VwGO § 80 

Rn. 460 f. m.w.N. auch zur Gegenauffassung). Zwar ist nach § 80 Abs. 5 S. 2 VwGO 
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der Antrag nach § 80 Abs. 5 S. 1 VwGO schon vor Erhebung der Anfechtungsklage 

zulässig. Die Vorschrift regelt die Zeit zwischen der Zurückweisung des Widerspruchs 

und Erhebung der Anfechtungsklage: In dieser Zeitspanne ist der Aussetzungsantrag 

nach § 80 Abs. 5 S. 2 VwGO zulässig, weil die aufschiebende Wirkung über die Zu-

rückweisung des Widerspruchs (vgl. § 80b Abs. 1 S. 1 1. Alt. VwGO) hinaus erhalten 

bleibt. Ist ein Widerspruch dagegen – wie hier, § 68 Abs. 1 Satz 2 VwGO, Art. 12 Abs. 

2 BayAGVwGO – von vornherein nicht statthaft, sondern sogleich Anfechtungsklage 

zu erheben, ist ein Aussetzungsantrag erst mit oder nach Erhebung der Anfechtungs-

klage zulässig (Külpmann, in: Dombert/Külpmann, Vorläufiger Rechtsschutz, 8. Aufl. 

2025, § 42 Rn. 13 f.). 

 

II. Der Antrag wäre im Übrigen auch unbegründet. 

 

1. Gemäß § 80 Abs. 5 Satz 1 Alt. 2 VwGO kann das Gericht der Hauptsache auf Antrag 

die aufschiebende Wirkung ganz oder teilweise wiederherstellen. In Verfahren des vor-

läufigen Rechtsschutzes nach § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO entscheidet das Gericht auf 

der Grundlage einer eigenen Abwägung der widerstreitenden Vollzugs- und Suspen-

sivinteressen. Wesentliches Element dieser Interessenabwägung ist die Beurteilung 

der Erfolgsaussichten des Rechtsbehelfs in der Hauptsache, die dem Charakter des 

Eilverfahrens entsprechend nur aufgrund einer summarischen Prüfung der Sach- und 

Rechtslage erfolgen kann (vgl. BVerwG, B.v. 11.11.2020 – 7 VR 5.20 u.a. – juris Rn. 

10). Bei offenen Erfolgsaussichten findet eine allgemeine, von den Erfolgsaussichten 

unabhängige Abwägung der für und gegen den Sofortvollzug sprechenden Interessen 

statt (vgl. BVerwG, B.v. 14.4.2005 – 4 VR 1005.04 – BVerwGE 123, 241 Rn. 12; zu-

sammenfassend z.B. BayVGH, B.v. 30.5.2025 – 8 CS 25.347 – juris Rn. 8 f.). 

 

Nach diesem Maßstab überwiegt das Vollzugsinteresse der Antragsgegnerin, weil die 

streitgegenständliche Allgemeinverfügung – jedenfalls soweit sie hier angegriffen ist – 

einer summarischen Prüfung standhält. Der Antragsteller wendet sich ausdrücklich nur 

gegen Nr. 1 Buchst. b, c und f der Allgemeinverfügung, soweit sie die Entnahme von 

Wasser aus dem öffentlichen Versorgungsnetz betrifft. 
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2. Die Anordnung des Sofortvollzugs wurde formell ordnungsgemäß begründet (vgl. 

§ 80 Abs. 3 Satz 1 VwGO). Nach der höchstrichterlichen Rechtsprechung bedarf es 

einer schlüssigen, konkreten und substantiierten Darlegung der wesentlichen Erwä-

gungen, warum aus Sicht der Behörde gerade im vorliegenden Einzelfall ein besonde-

res öffentliches Interesse an der sofortigen Vollziehung gegeben ist und das Interesse 

des Betroffenen am Bestehen der aufschiebenden Wirkung ausnahmsweise zurück-

zutreten hat (BVerwG, B.v. 18.9.2001 – 1 DB 26.01 – juris Rn. 8; BayVGH, B.v. 

22.2.2019 – 8 AS 19.40002 – juris Rn. 15). An das Begründungserfordernis sind in-

haltlich keine hohen Anforderungen zu stellen (vgl. BayVGH, B.v. 7.6.2021 – 8 CS 

21.720 – juris Rn. 25). Diesen Anforderungen genügt die Anordnung im streitgegen-

ständlichen Bescheid. Die Begründung lässt in nachvollziehbarer Weise erkennen, 

aufgrund welcher Erwägungen die Behörde die sofortige Vollziehbarkeit des Be-

scheids ausnahmsweise angeordnet hat. Die Antragsgegnerin begründet die Anord-

nung nicht lediglich pauschal und allgemein, sondern geht vielmehr auf die Umstände 

des Falles ein. So wird dargelegt, dass durch die hohe Entnahme an Trinkwasser die 

öffentliche Trinkwasserversorgung in Gefahr gerate. Durch ein Abwarten bis zum Ein-

tritt der Bestandskraft der Allgemeinverfügung könnte weiter unbeschränkt Trinkwas-

ser aus der öffentlichen Versorgung sowie Wasser aus den Gewässern (Oberflächen-

gewässern und Grundwasser) entnommen und dadurch die Ordnung des Wasser-

haushalts weiter verschlechtert werden. 

 

3. Die Allgemeinverfügung der Antragsgegnerin vom 14. Juli 2026 kann sich hinsicht-

lich der in Nr. 1 Buchst. b, c und f getroffenen Untersagung der Entnahme von Wasser 

aus dem öffentlichen Versorgungsnetz zu bestimmten Zwecken um Zeiten voraus-

sichtlich auf die Bestimmungen des § 100 Abs. 1 WHG i.V.m. Art. 58 Abs. 1 Satz 1 

BayWG stützen. Nach § 100 Abs. 1 Satz 1 WHG umfasst die Gewässeraufsicht eine 

Überwachung der Gewässer in tatsächlicher Hinsicht sowie im Hinblick auf die Erfül-

lung der öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen nach oder aufgrund von Vorschriften 

des Wasserhaushaltsgesetzes oder von auf dieses Gesetz gestützten Rechtsverord-

nungen oder nach landesrechtlichen Vorschriften. Gemäß § 100 Abs. 1 Satz 2 WHG 

21 

22 



M 31 S 26.5500 

 

- 10 -  

 

ordnet die zuständige Behörde nach pflichtgemäßem Ermessen die Maßnahmen an, 

die im Einzelfall notwendig sind, um Beeinträchtigungen des Wasserhaushalts zu ver-

meiden bzw. zu beseitigen oder die Erfüllung öffentlich-rechtlicher Verpflichtungen 

nach Satz 1 sicherzustellen. 

 

a) Die Antragsgegnerin kann ihre Befugnis zur Untersagung der Entnahme von Was-

ser aus dem öffentlichen Versorgungsnetz zu bestimmten Zwecken und Zeiten zu-

nächst zwar nicht (allein) auf § 100 Abs. 1 Satz 2 Alt. 2 WHG i.V.m. ihrer eigenen Ver-

pflichtung zur öffentlichen Wasserversorgung – § 50 Abs. 1 WHG, Art. 57 Abs. 2 Satz 

1 GO, Art. 83 Abs. 1 BV – stützen, worauf die Begründung der streitgegenständlichen 

Allgemeinverfügung (wohl) maßgeblich abstellt. Die Gewässeraufsicht nach § 100 

Abs. 1 Satz 2 Alt. 2 WHG bezieht sich auf öffentlich-rechtliche Verpflichtungen insbe-

sondere aus dem Wasserhaushaltsgesetz und landesrechtlichen Vorschriften. Selbst 

wenn man aus der Grundsatznorm (so die Bezeichnung bei Gößl, in: Sieder/Zeit-

ler/Dahme/Knopp, WHG § 50 Rn. 5) des § 50 Abs. 1 Satz 1 WHG, wonach die der 

Allgemeinheit dienende Wasserversorgung eine Aufgabe der Daseinsvorsorge ist, ge-

gebenenfalls in Verbindung mit den landesrechtlichen Aufgabenzuordnungen aus Art. 

57 Abs. 2 Satz 1 GO, Art. 83 Abs. 1 BV eine öffentlich-rechtliche Verpflichtung (im 

vorgenannten Sinne des § 100 Abs. 1 Satz 2 Alt. 2 WHG) folgern wollte, etwa allge-

mein zur Sicherstellung der öffentlichen Wasserversorgung, würde sich diese primär 

an die Antragsgegnerin selbst richten. Eine Durchsetzung auf Grundlage der wasser-

polizeilichen Generalklausel gegenüber Dritten erschiene damit bereits dem Ansatz 

nach fraglich, jedenfalls wäre auch eine gleichsam mittelbare Verpflichtung der Nutzer 

der öffentlichen Wasserversorgung in ihrer Reichweite und Kontur kaum greifbar. 

 

b) Jedoch kann die Antragsgegnerin die Befugnis zur Untersagung der Entnahme von 

Wasser aus dem öffentlichen Versorgungsnetz zu bestimmten Zwecken und Zeiten 

aus der Pflicht des § 5 Abs. 1 Nr. 2 WHG ableiten, worauf sie zuletzt auch abstellt.  

 

aa) Diese Vorschrift verpflichtet jede Person, bei Maßnahmen, mit denen Einwirkun-

gen auf ein Gewässer verbunden sein können, die nach den Umständen erforderliche 
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Sorgfalt anzuwenden, um eine mit Rücksicht auf den Wasserhaushalt gebotene spar-

same Verwendung des Wassers sicherzustellen. Den allgemeinen Sorgfaltspflichten 

kommt eine Auffangfunktion zu, da sie bereits bei Handlungen im wasserrechtlichen 

„Vorfeld“ zur Anwendung kommen, bei denen die speziellen Schutzvorschriften über 

Benutzungen nicht gelten. Es handelt sich um unmittelbar geltende, von jedermann zu 

beachtende und notfalls mit ordnungsrechtlichen Mitteln durchzusetzende wasser-

rechtliche Verhaltenspflichten (BVerwG, B.v. 25.2.1991 – 7 B 3/91 – juris Rn. 2; 

BayVGH, B.v. 16.11.2009 – 22 ZB 08.2165 – juris Rn. 18, jeweils zum früheren § 1a 

Abs. 2 WHG; Czychowski/Reinhardt, WHG, 13. Aufl. 2023, § 5 Rn. 17). Ferner entfaltet 

§ 5 WHG eine Konkretisierungsfunktion mit Blick auf die tatbestandlichen Vorausset-

zungen einer Eingriffsermächtigung (vgl. hierzu und zum Ganzen Faßbender, in: Land-

mann/Rohmer, UmweltR, WHG § 5 Rn. 7). 

 

bb) Ein Rückgriff auf § 5 WHG scheidet vor diesem Hintergrund systematisch nur in 

den Fällen aus, in denen speziellere Benutzungstatbestände vorliegen oder beson-

dere, die Zulässigkeit von Einwirkungen näher konkretisierende Vorschriften wie über 

den Hochwasserschutz, die Gewässerunterhaltung oder den Gewässerausbau ein-

greifen. Denn die Wasserbehörden verfügen über keine generelle, von der spezifizier-

ten wasserrechtlichen Benutzungsordnung losgelöste Eingriffsbefugnis wegen eines 

Verstoßes gegen § 5 WHG (BayVGH, B.v. 30.5.2025 – 8 CS 25.347 – juris Rn. 16; 

Breuer, in: ders./Oexle, WasserR, 5. Aufl. 2026, Rn. 307). Insofern verdrängen die 

speziellen Regelungen insbesondere zu Gewässerbenutzungen oder zum Gewässer-

ausbau die allgemeinen Sorgfaltspflichten nach § 5 WHG (vgl. auch BT-Drs. 16/12275 

S. 54; Faßbender, aaO., Rn. 8). 

 

Speziellere Benutzungstatbestände stehen indes vorliegend nicht inmitten, da – wo-

rauf im Übrigen in der Sache auch der Antragsteller hinweist – das Wasser im öffent-

lichen Versorgungsnetz nicht Gegenstand einer im vorgenannten Sinne spezifizierten 

wasserrechtlichen Benutzungsordnung ist. Denn insoweit handelt es sich bereits nicht 

um ein Gewässer Sinne des § 2 Abs. 1 WHG: Gewässer in diesem Sinne sind dadurch 

gekennzeichnet, dass sie in den natürlichen Wasserkreislauf eingebunden sind und 
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damit auch Verbindung zur Ökologie. Zu ihnen gehört nicht das Wasser in (geschlos-

senen) Leitungen und anderen Behältnissen (Czychowski/Reinhardt, WHG, 13. Aufl. 

2023, § 2 Rn. 7; aus der Rechtsprechung etwa BayVGH, B.v. 17.11.2016 – 8 ZB 

14.543 – juris Rn. 10). Wasser im öffentlichen Versorgungsnetz ist damit als solches 

nicht Gegenstand insbesondere der allgemeinen Gewässerbewirtschaftung nach dem 

Wasserhaushaltsgesetz (§ 6 ff. WHG). Damit kann (auch gesetzessystematisch) auf 

die allgemeinen Sorgfaltspflichten des § 5 WHG zurückgegriffen werden, um mit dem 

Umgang mit Wasser im öffentlichen Versorgungsnetz ein Verhalten zu regeln, das au-

ßerhalb der wasserrechtlichen Benutzungsordnung liegt. Dabei hindert die fehlende 

Gewässereigenschaft des Wassers im öffentlichen Versorgungsnetz wiederum die An-

wendung des § 5 WHG nicht: Der Tatbestand des § 5 Abs. 1 Nr. 2 WHG bezieht sich 

auf Maßnahmen, mit denen Einwirkungen auf ein Gewässer verbunden sein können 

und nimmt als konkrete Verpflichtung auf eine sparsame Verwendung „des Wassers“ 

– und damit gerade nicht eines Gewässers im Sinne des § 2 Abs. 1 WHG – Bezug. 

Zielrichtung des § 5 Abs. 1 Nr. 2 WHG ist mit anderen Worten ein (Auffang-)Gewäs-

serschutz, wobei sich der Gegenstand der Maßnahme – letztlich unter anderem – auf 

Wasser im öffentlichen Versorgungsnetz beziehen kann. 

 

4. Die Pflichten aus § 5 Abs. 1 Nr. 2 WHG können im Wege des gewässeraufsichtli-

chen Einschreitens (jedenfalls) auf Grundlage von § 100 Abs. 1 Satz 2 WHG durchge-

setzt werden (BVerwG, B.v. 25.2.1991 – 7 B 3/91 – juris Rn. 2 zur Vorgängerregelung 

in § 1a WHG a.F.; Czychowski/Reinhardt, WHG, 13. Aufl. 2023, § 5 Rn. 17; Gößl, in: 

Sieder/Zeitler/Dahme/Knopp, WHG, § 100 Rn 24).  

 

Hiergegen ist verfassungsrechtlich nichts zu erinnern, insbesondere unter dem Ge-

sichtspunkt der durch den Antragsteller hervorgehobenen „Wesentlichkeitstheorie“. 

Die Grundsätze der so genannten Wesentlichkeitstheorie sind in der Rechtsprechung 

des Bundesverfassungsgerichts geklärt. Sonach verlangt der Grundsatz des Vorbe-

halts des Gesetzes, dass der Gesetzgeber in grundlegenden normativen Bereichen, 

zumal im Bereich der Grundrechtsausübung, alle wesentlichen Entscheidungen selbst 

zu treffen hat und nicht dem Handeln und der Entscheidungsmacht der Exekutive 
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überlassen darf. Dies betrifft nicht nur die Frage, ob überhaupt ein bestimmter Gegen-

stand gesetzlich geregelt sein muss, sondern ist auch dafür maßgeblich, wie weit diese 

Regelungen im Einzelnen gehen müssen. Wann es danach einer Regelung durch den 

parlamentarischen Gesetzgeber bedarf, lässt sich nur im Blick auf den jeweiligen 

Sachbereich und auf die Eigenart des betroffenen Regelungsgegenstandes beurteilen. 

Die verfassungsrechtlichen Wertungskriterien sind dabei den tragenden Prinzipien des 

Grundgesetzes, insbesondere den darin verbürgten Grundrechten, zu entnehmen 

(BVerfG, U.v. 6.7.1999 – 2 BvF 3/90 – juris  Rn. 125; U.v. 14.7.1998 – 1 BvR 1640/97 

–  juris Rn. 132; vgl. auch BVerwG, U.v. 19.12.2023 – 7 C 4/22 – juris Rn. 25; B.v. 

19.9.2014 – 7 B 6/14 – juris Rn. 9). Es unterliegt danach auch keinen verfassungs-

rechtlichen Bedenken, Eingriffsmaßnahmen auf generalklauselartige Ermächtigungen 

des Umweltrechts, wie hier des Wasserrechts zu stützen (vgl. zur naturschutzrechtli-

chen Generalklausel BVerwG, U.v. 19.12.2023 – 7 C 4/22 – juris Rn. 25). Es ergibt 

sich mit Hilfe anerkannter Auslegungsmethoden mit hinreichender Klarheit, dass und 

innerhalb welcher Grenzen die Generalklausel staatliche Eingriffe in die grundrechtlich 

geschützte Sphäre des Adressaten ermöglicht. Dies folgt vor allem aus der Rückbin-

dung der Eingriffsnorm an spezifische wasserrechtliche Einzelregelungen, die den nor-

mativen Schutz des Wasserhaushalts jeweils konkretisieren und damit zugleich die 

repressive Handlungsbefugnis entsprechend konturieren, wie hier insbesondere der 

an die Sorgfaltspflicht nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 WHG (Czychowski/Reinhardt, WHG, 13. 

Aufl. 2023, § 100 Rn. 36; ebenso Gößl, in: Sieder/Zeitler/Dahme/Knopp, WHG, § 100 

Rn. 42).  

 

Insbesondere ist eine gesonderte (landesrechtliche) Ermächtigung zur Beschränkung 

des Wassergebrauchs aus öffentlichen Versorgungsanlagen, anders als der Antrag-

steller vorträgt, jedenfalls unter den dargelegten Gesichtspunkten nicht zwingend er-

forderlich. Soweit der Antragsteller auf das „Recht anderer Bundesländer“, das er in-

des nicht näher benennt, verweist, führt dies nicht weiter. Soweit ersichtlich besteht 

eine Regelung speziell im hier interessierenden Zusammenhang insbesondere in § 

128 Abs. 3 Niedersächsisches Wassergesetz (NWG). Unter dem Gesichtspunkt der 

Aufgaben und Befugnisse der Wasserbehörden wird dort eine im Wesentlichen 
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verfahrensrechtliche Erleichterung geschaffen, um Regelungen zur sparsamen Ver-

wendung von Wasser oder über vorübergehende Einschränkungen der Verwendung 

auch mit Wirkung gegenüber den Inhaberinnen und Inhabern von Erlaubnissen und 

Bewilligungen im Wege einer Allgemeinverfügung treffen zu können. Die Regelung 

betrifft nach ihrer Begründung ausdrücklich nicht „die inhaltliche Seite derartiger Maß-

nahmen“ (Niedersächsischer Landtag, LT-Drs. 19/9248, S. 71) und stellt mithin keine 

gesonderte materielle Rechtsgrundlage für entsprechende Maßnahmen dar. Davon 

abgesehen ist die dort geregelte Konstellation der Einschränkungen gegenüber den 

Inhaberinnen und Inhabern von Erlaubnissen und Bewilligungen hier ausgehend vom 

konkreten Angriff des Antragstellers auf die streitgegenständliche Allgemeinverfügung 

nicht relevant. 

 

Schließlich greifen die durch den Antragsteller geäußerten Bedenken mit Blick auf das 

Bestehen einer Sanktionsnorm in Bezug auf die getroffene Anordnung durch Allge-

meinverfügung nicht durch. Gemäß Art. 97 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. d BayWG kann mit 

Geldbuße bis zu 50.000,- EUR belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig einer 

vollziehbaren Anordnung zur Gewässeraufsicht zuwiderhandelt. Bei der getroffenen 

Anordnung handelt es sich nicht lediglich, wie der Antragsteller vorträgt, um die Nach-

zeichnung einer privatrechtlichen Pflicht, sondern sie hat den gesetzlichen Anforde-

rungen ihrer Rechtsgrundlage zu genügen. Bedenken unter dem Gesichtspunkt des 

Vorbehalts des Gesetzes, wie geltend gemacht, bestehen insoweit nicht. 

 

5. Die tatbestandlichen Voraussetzungen des § 100 Abs. 1 Satz 2 i.V.m. 5 Abs. 1 Nr. 

2 WHG sind hinsichtlich der in Nr. 1 Buchst. b, c und f der streitgegenständlichen All-

gemeinverfügung getroffenen Untersagung der Entnahme von Wasser aus dem öf-

fentlichen Versorgungsnetz zu bestimmten Zwecken und Zeiten voraussichtlich erfüllt.  

 

a) § 5 Abs. 1 WHG findet wie ausgeführt Anwendung auf Maßnahmen, mit denen Ein-

wirkungen auf ein Gewässer verbunden sein können. Diese tatbestandliche Voraus-

setzung ist weit zu verstehen. Denn die Regelung verfolgt den Zweck, auch und ge-

rade solche Maßnahmen zu erfassen, die sich im „wasserrechtlichen Vorfeld“ 
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bewegen, weil sie insbesondere nicht als Benutzung i.S.d. Wasserhaushaltsgesetzes 

qualifiziert werden können (BVerwG, B.v. 25.2.1991 – 7 B 3/91 – juris Rn. 2; BayVGH, 

B.v. 16.11.2009 – 22 ZB 08.2165 – juris Rn. 18). Dem Begriff der „Maßnahme“ unter-

fällt jedes zweckgerichtete, nicht notwendig auf ein Gewässer bezogene menschliche 

Tun oder Unterlassen, damit auch Verhaltensweisen, die nicht auf ein Gewässer ge-

richtet sind (Breuer, in: ders./Oexle, WasserR, 5. Aufl. 2026, Rn. 307). Für die gesetz-

lich geforderte Möglichkeit einer Einwirkung auf ein Gewässer reicht es aus, dass eine 

solche – unmittelbare oder auch nur mittelbare – Einwirkung nicht von vornherein völlig 

unwahrscheinlich erscheint (so zum Ganzen Faßbender, in: Landmann/Rohmer, Um-

weltR, § 5 WHG Rn. 14; vgl. auch Knopp/Rossi, in: Sieder/Zeitler/Dahme/Knopp, 

WHG, § 5 Rn. 28; Gößl, in: Sieder/Zeitler/Dahme/Knopp, WHG, § 100 Rn. 86). 

 

Nach diesen Maßstäben handelt es sich bei der hier durch die streitgegenständliche 

Allgemeinverfügung eingeschränkten Entnahme von Wasser aus dem öffentlichen 

Versorgungsnetz im Stadtgebiet der Antragsgegnerin ohne weiteres um eine „Maß-

nahme“ im Sinne des § 5 Abs. 1 WHG, die Gegenstand der mit ordnungsrechtlichen 

Mitteln durchzusetzenden wasserrechtlichen Verhaltenspflicht sein kann. Die Antrags-

gegnerin hat bereits in der Sachverhaltsdarstellung der streitgegenständlichen Allge-

meinverfügung auf die Umstände und Herkunft der Trinkwasserversorgung im Stadt-

gebiet verwiesen, die im Übrigen als allgemein bekannt unterstellt werden können 

(etwa: https://www.swm.de/wasser/trinkwassergewinnung oder https://www.lfu.bay-

ern.de/wasser/trinkwasserversorgung_oeffentlich/trinkwasserherkunft/index.htm). So-

nach erfolgt die Trinkwasserversorgung für das Stadtgebiet der Antragsgegnerin sowie 

im Übrigen generell in Bayern ganz überwiegend aus oberirdischen Gewässern oder 

dem Grundwasser. Der Umfang der Wasserentnahme durch die Endverbraucher aus 

dem Leitungsnetz wirkt sich damit zumindest mittelbar auf die Wasserentnahme ins-

besondere aus dem Grundwasser aus. Zwar ist dem Antragsteller zuzugeben, dass 

die Vorstellung, jeder verbrauchte Liter Trinkwasser löse mittelbar eine zusätzliche 

Entnahme des Trinkwasserversorgers aus, die (technische) Realität nur unzureichend 

abbildet. Entscheidend ist indes, wie ausgeführt, eine nicht von vornherein völlig un-

wahrscheinlich erscheinende Einwirkung auf ein Gewässer. Der 
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Trinkwasserverbrauch im Stadtgebiet der Antragsgegnerin stellt vor diesem Hinter-

grund jedenfalls in seiner Gesamtheit eine zumindest mittelbare, wenn nicht unmittel-

bare Einwirkung auf die Gewässer in den Trinkwassergewinnungsgebieten dar. Mithin 

ist auch der Trinkwasserverbrauch des Endverbrauchers eine „Maßnahme“, mit der im 

Sinne des § 5 Abs. 1 eine Einwirkung auf ein Gewässer verbunden sein kann (so je-

denfalls im Ergebnis auch Faßbender, in: Landmann/Rohmer, UmweltR, § 5 WHG Rn. 

25).  

 

b) In Bezug hierauf sind die Verpflichteten gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 2 WHG gehalten, die 

nach den Umständen erforderliche Sorgfalt anzuwenden, um eine mit Rücksicht auf 

den Wasserhaushalt gebotene sparsame Verwendung des Wassers sicherzustellen. 

Die gebotene, nach den Umständen erforderliche Sorgfalt entspricht dem allgemeinen 

objektivierten Sorgfaltsmaßstab des § 276 BGB. Insoweit kommt es weder auf die sub-

jektiven Einsichten und Fähigkeiten noch auf eine eventuell übliche Gleichgültigkeit 

oder Nachlässigkeit der handelnden Personen, sondern auf die „Sorgfalt eines um-

weltbewussten Mitbürgers“ an (vgl. z.B. Breuer, in: ders./Oexle, WasserR, 5. Aufl. 

2026, Rn. 308; Faßbender, in: Landmann/Rohmer, UmweltR, § 5 WHG Rn. 16).  

 

Die Pflicht auch des Endverbrauchers aus § 5 Abs. 1 Nr. 2 WHG, eine mit Rücksicht 

auf den Wasserhaushalt gebotene sparsame Verwendung des Wassers sicherzustel-

len, ist dabei im hier relevanten Bereich der Trinkwasserversorgung nicht durch § 50 

Abs. 3 WHG eingeschränkt. Nach dieser Vorschrift wirken die Träger der öffentlichen 

Wasserversorgung auf einen sorgsamen Umgang mit Wasser hin. Sie halten insbe-

sondere die Wasserverluste in ihren Einrichtungen gering und informieren die Endver-

braucher über Maßnahmen zur Einsparung von Wasser unter Beachtung der hygieni-

schen Anforderungen. Die zuletzt genannte Informationspflicht der Träger der öffentli-

chen Wasserversorgung gegenüber den Endverbrauchern (§ 50 Abs. 3 Satz 2 WHG) 

richtet sich nach Wortlaut und Systematik allein an den Träger der öffentlichen Was-

serversorgung (vgl. im Ergebnis Czychowski/Reinhardt, 13. Aufl. 2023, WHG § 50 Rn. 

41). Daraus ist nicht zu folgern, dass der Gesetzgeber Einsparmöglichkeiten durch den 

Endverbraucher abschließend durch die vorgenannte Informationspflicht abzudecken 
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beabsichtigte (in diese Richtung möglicherweise, allerdings wohl im Einzelnen diffe-

renzierend Faßbender, in: Landmann/Rohmer, UmweltR, § 5 WHG Rn. 25). Sonach 

ist aus § 5 Abs. 1 Nr. 2 WHG eine Pflicht des Einzelnen zur sparsamen Wasserver-

wendung auch im Haushalt herzuleiten (Czychowski/Reinhardt, WHG, 13. Aufl. 2023, 

§ 5 Rn. 24; Faßbender, aaO.). 

 

Die Wasserbehörde ist durch § 100 Abs. 1 S. 2 Alt. 2 WHG berechtigt, einer bevorste-

henden oder eingetretenen Verletzung dieser aus Bundesrecht folgenden Pflicht auf 

ordnungsrechtlichem Wege entgegenzutreten (vgl. nur Czychowski/Reinhardt, WHG, 

13. Aufl. 2023, § 100 Rn. 35; zum Gefahrbegriff bezüglich dieser Variante des § 100 

Abs. 1 Satz 2 WHG etwa BayVGH, B.v. 7.6.2021 – 8 CS 21.720 – juris Rn. 49; Kubitza, 

in: Landmann/Rohmer, UmweltR, § 100 WHG Rn. 22 ff.). § 5 Abs. 1 WHG ist unmittel-

bar geltendes Recht, ohne dass es noch einer besonderen verwaltungsmäßigen Aus-

führung bedürfte. In der Pflicht, jede Verunreinigung oder sonstige nachteilige Verän-

derung der Gewässer zu vermeiden oder hier eine sparsame Verwendung des Was-

sers sicherzustellen, liegt eine wasserrechtliche Ausformung der allgemeinen Gefah-

renabwehrpflicht vor Eintritt der Gefahr und der abstrakten Polizeipflicht nach deren 

Eintritt, aber vor Heranziehung durch wasserrechtliche Anordnung. Ihre ganze oder 

teilweise Nichtbeachtung stellt die Verletzung einer gesetzlichen Verpflichtung dar und 

bildet die Grundlage für Anordnungen nach § 100 Abs. 1 Satz 2 Alt. 2 WHG (Gößl, in: 

Sieder/Zeitler/Dahme/Knopp, WHG, § 100 Rn. 85). 

 

6. Soweit die Allgemeinverfügung der Antragsgegnerin vom 14. Juli 2026 hinsichtlich 

der in Nr. 1 Buchst. b, c und f getroffenen Untersagung der Entnahme von Wasser aus 

dem öffentlichen Versorgungsnetz zu bestimmten Zwecken um Zeiten nach dem Vor-

stehenden mit den Tatbestandsmerkmalen des § 100 Abs. 1 Satz 2, 5 Abs. 1 Nr. 2 

WHG vereinbar ist, hat der Antragsgegner sein Ermessen unter Berücksichtigung ge-

genläufiger Interessen ausgeübt. Die Anordnung erweist sich insbesondere voraus-

sichtlich als nun verhältnismäßig. 
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a) Ziel der Untersagung der Entnahme von Wasser aus dem öffentlichen Versorgungs-

netz zu bestimmten Zwecken und Zeiten ist die Sicherstellung der öffentlichen Was-

serversorgung, zu der die Antragsgegnerin gesetzlich verpflichtet ist (§ 50 Abs. 1 

WHG, Art. 57 Abs. 2 Satz 1 GO, Art. 83 Abs. 1 BV). 

 

b) Hierzu sind die getroffenen Einschränkungen der der Entnahme von Wasser aus 

dem öffentlichen Versorgungsnetz zu bestimmten Zwecken um Zeiten auch geeignet. 

Untersagt wird in der streitgegenständlichen Allgemeinverfügung (soweit angegriffen) 

die Entnahme von Wasser aus dem öffentlichen Versorgungsnetz zum Bewässern, 

Gießen und Beregnen von Haus- und Kleingärten oder Schrebergärten (z. B. Gehölze, 

Hecken, Stauden, Beete, Zierpflanzen u.ä.) in der Zeit von 9 Uhr bis 19 Uhr. Ausge-

nommen hiervon sind Flächen oder Bereiche, die einer gewerblichen oder öffentlichen 

Nutzung dienen, die Bewässerung und Beregnung mit wassersparender Tröpfchenbe-

wässerung, land- und forstwirtschaftliche Flächen sowie Friedhöfe (Nr. 1 Buchst. b). 

Ferner wird die Wasserentnahme aus dem öffentlichen Versorgungsnetz untersagt 

zum Bewässern, Gießen und Beregnen von Rasenflächen und sonstigen Grünflächen, 

ausgenommen hiervon sind Flächen oder Bereiche, die einer gewerblichen oder öf-

fentlichen Nutzung dienen, insbesondere Sportplätze (Nr. 1 Buchst. c). Schließlich wird 

die Entnahme von Wasser aus dem öffentlichen Versorgungsnetz zum Abspritzen 

oder Bewässern (z.B. mit Hochdruckreinigern, Bürsten) von Terrassen, Wänden, Stra-

ßen, Hof- und Wegflächen, Dächern und nicht gewerblich genutzten technischen An-

lagen durch Privatpersonen untersagt (Nr. 1 Buchst. f). 

 

Die Antragsgegnerin hat sowohl in den Gründen der streitgegenständlichen Allgemein-

verfügung als auch ergänzend in ihrer Stellungnahme vom 23. Juli 2026 die Situation 

der Wasserversorgung im Stadtgebiet der Antragsgegnerin dargelegt. Grundlage ihrer 

Entscheidung sind neben den von Seiten des Wasserversorger zur Verfügung gestell-

ten Zahlen auch entsprechende Stellungnahmen der wasserwirtschaftlichen Fachbe-

hörde (vgl. etwa Bl. 172, 229 der Behördenakte). So besteht gegenwärtig ein erheblich 

erhöhter Trinkwasserverbrauch, der sich insbesondere an den erhöhten Werten der 

Netzeinspeisung zeigt, die im Jahr 2020 im Jahresdurchschnitt noch bei 307 Millionen 
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l/Tag lag und im ersten Halbjahr 2026 nunmehr auf 322 Millionen l/Tag gestiegen ist, 

mit Verbrauchsspitzen von mehr als 400 Millionen l/Tag (vgl. zusammenfassend auf 

Bl. 417 der Behördenakte). Dieser Spitzenwert entspricht dem in der Begründung der 

Allgemeinverfügung genannten Wert von etwa 4.500 l/s. Dem gegenüber steht ein 

deutlicher Rückgang des Dargebots (unter anderem) im Wassergewinnungsgebiet des 

für das Stadtgebiet der Antragsgegnerin zuständigen Wasserversorgers aufgrund der 

aktuellen Trockenperiode. Im Gewinnungsgebiet M., das nach dem Vortrag der An-

tragsgegnerin für die Deckung der Grundlast der Wasserversorgung ausschlaggebend 

ist, steht eine deutlich verringerte Wassermenge zur Verfügung, nach Aktenlage für 

den Monat Juni 2026 etwa 2.200 l/s gegenüber einem langjährigen Mittelwert von etwa 

3.380 l/s (Bl. 408 ff., insb. 414 der Behördenakte). Eine Reduzierung des Trinkwasser-

verbrauchs im Gebiet der Antragsgegnerin im Wege einer Beschränkung der Netzent-

nahme (auch) durch private Endverbraucher erweist sich vor diesem Hintergrund ohne 

weiteres als geeignet, um das Ziel einer Sicherstellung der öffentlichen Wasserversor-

gung zu erreichen.  

 

Die Geeignetheit der Maßnahme wird entgegen dem Vortrag des Antragstellers auch 

nicht dadurch infrage gestellt, dass ihr Einsparpotenzial nicht ermittelt wurde und letzt-

lich nach eigenem Vortrag der Antragsgegnerin auch nicht exakt ermittelt werden 

kann. Die Antragsgegnerin verweist insoweit zu Recht darauf, dass Daten zum Anteil 

verschiedener Gruppen und Nutzungen am Wasserverbrauch auch dem Wasserver-

sorger der Natur der Sache nach nur in groben Zügen und in Form von Einschätzungen 

bekannt sind („Kenntnisse enden am Wasserzähler“, Stellungnahme der Antragsgeg-

nerin vom 23.7.2026, S. 8). Eine Reduzierung des Trinkwasserverbrauchs durch pri-

vate Endverbraucher führt indes im Sinne der Geeignetheit jedenfalls dazu, dass, wie 

von Seiten der Antragsgegnerin vorgetragen, eine Stabilisierung der Wasserversor-

gung durch einen verringerten Verbrauch eintritt.  

 

Soweit der Antragsteller weiter geltend macht, dass eine verringerte Entnahme aus 

dem öffentlichen Versorgungsnetz letztlich keine (unmittelbare) Auswirkung auf die 

Grundwasserentnahme durch den Wasserversorger habe, da die Belastung des 
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Grundwassersystems bereits in dem Moment entstehe, in dem Grundwasser durch 

den Wasserversorger entnommen werde, liegt dies neben der Sache. Zwar mag dies 

gleichsam dem natürlichen Geschehensablauf nach so zutreffen, indes ist Ziel und 

Ansatz der getroffenen Einschränkungen, die – erforderliche – Wasserentnahme aus 

dem Grundwasser durch den Wasserversorger insgesamt zu reduzieren. Dass hierbei 

die Wasserentnahme aus dem öffentlichen Versorgungsnetz durch die Endverbrau-

cher maßgebliche Auswirkungen auf die erforderliche Wasserentnahme durch den 

Versorger aus dem Grundwasser hat, liegt auf der Hand und stellt die Geeignetheit 

der angegriffenen Einschränkungen nicht infrage. 

 

Auch soweit insbesondere das Abspritzen oder Bewässern u.a. von Terrassen, Wän-

den, Straßen, Hof- und Wegeflächen nur Privatpersonen untersagt wird (Nr. 1 Buchst. 

f der Allgemeinverfügung), stellt dies die Geeignetheit der Maßnahme nicht infrage. 

Dem Antragsteller ist zuzugeben, dass mithin die die gleiche Tätigkeit insbesondere 

einem gewerblichen Reinigungsunternehmen möglich wäre und dies letztlich zu dem 

gleichen Trinkwasserverbrauch führen würde. Insoweit ist indes einerseits festzustel-

len, dass die Geeignetheit der auf eine sparsame Verwendung von Trinkwasser zie-

lenden Maßnahme nicht dadurch infrage gestellt wird, dass es weitere oder ergän-

zende Maßnahmen gäbe, die möglicherweise eine noch umfangreichere Reduzierung 

des Trinkwasserverbrauchs bedeuten könnte. Andererseits ist auch im Blick zu behal-

ten, dass die Antragsgegnerin ersichtlich mit den von Seiten des Antragstellers ange-

griffenen Maßnahmen insgesamt lediglich auf einen Ausschnitt der Trinkwassernut-

zung in ihrem Stadtgebiet zielt, der letztlich als nicht lebens- und haushaltsnotwendige 

Trinkwassernutzung durch Privatpersonen typisiert werden kann. Auch insoweit stellt 

es jedenfalls die Geeignetheit der Untersagungen nicht infrage, dass noch in weiteren 

Bereichen Einschränkungen denkbar sind. 

 

c) Die getroffenen (angegriffenen) Maßnahmen erweisen sich ferner auch als erforder-

lich. Die Antragsgegnerin hat mit der zeitlichen Beschränkung der Trinkwasserverwen-

dung für das Bewässern, Gießen und Beregnen von Haus- und Kleingärten von 9 Uhr 

bis 19 Uhr (Nr. 1 Buchst. b der Allgemeinverfügung) und der weitgehend vollständigen 
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Untersagung des Bewässerns und Gießens von Rasenflächen und sonstigen Grünflä-

chen (Nr. 1 Buchst c der Allgemeinverfügung) sowie der Reinigung von Haus und Hof 

(Nr. 1 Buchst f der Allgemeinverfügung) eine nach Bedeutsamkeit der jeweiligen Tä-

tigkeiten abgestufte Regelung der Trinkwassernutzung getroffen, die sich insbeson-

dere auch an fachlichen Gegebenheiten, wie einer vorzugsweisen Bewässerung in 

den Morgenstunden orientiert („Morgens gießen ist besser!“, vgl. etwa Bayerische Lan-

desanstalt für Weinbau und Gartenbau, Berichte der Bayerischen Gartenakademie, 

Bewässerung im Haus- und Kleingarten, 1. Auflage 2017, S. 51). Mildere, gleich ge-

eignete Mittel sind nicht ersichtlich. Eine ebenfalls nur zeitlich beschränkte Untersa-

gung der Bewässerung von Rasenflächen würde einerseits die Geeignetheit der Ein-

schränkungen insgesamt (weiter) infrage stellen, andererseits folgt die Differenzierung 

der fachlichen Erkenntnis, dass Rasenflächen im Gegensatz etwa zu Gemüsebeeten 

oder Stauden in aller Regel nach Trockenheit zur Regeneration fähig sind (Bl. 399 der 

Behördenakte, Bayerische Landesanstalt für Weinbau und Gartenbau, aaO., S. 17).  

 

Auch in der Gesamtsicht der Maßnahmen steht die Erforderlichkeit voraussichtlich 

nicht infrage. Letztlich berühren die hier angegriffenen Einschränkungen der Wasser-

entnahme aus dem öffentlichen Versorgungsnetz nicht die durch den Gesetzgeber be-

sonders hervorgehobene und insbesondere bedeutsame Trinkwasserversorgung (vgl. 

etwa Art. 31 Abs. 2 BayWG). Vor allem in einer, wie bereits angedeutet, typisierenden 

Gesamtbetrachtung der Maßnahmen zeigt sich, dass die Beschränkungen mit der – 

vereinfacht und zusammengefasst – privaten Gartenbewässerung und privaten Reini-

gungsarbeiten an Haus und Hof sämtlich Tätigkeiten betrifft, für die die Nutzung von 

Trinkwasser (im engeren Sinne, vgl. § 3 Nr. 1 TrinkwV) nicht zwingend erforderlich 

wäre. Sie geht letztlich auf die üblichen Gegebenheiten der kommunalen Versorgungs-

infrastruktur zurück, die in der Regel keine Trennung zwischen der Versorgung mit 

Trinkwasser und Brauchwasser kennt (vgl. Reinhardt, NWVBl 2022, 45, 47). Damit 

betreffen die Einschränkungen in keiner Weise die lebensnotwendige Versorgung der 

Bevölkerung bzw. der Haushalte mit Trinkwasser, sondern Nutzungen, für die die Ver-

wendung von Trinkwasser nicht zwingend erforderlich wäre. Ein milderes Mittel, um 

den Trinkwasserverbrauch zu reduzieren, als gleichsam aus der Perspektive der 
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Bedeutsamkeit der Trinkwassernutzungen an den „Randbereichen“ der Wasserversor-

gung anzusetzen, erscheint mithin jedenfalls im Ansatz kaum denkbar. 

 

d) Die getroffenen Einschränkungen der der Entnahme von Wasser aus dem öffentli-

chen Versorgungsnetz zu bestimmten Zwecken und Zeiten erweisen sich ferner auch 

als angemessen. Dem geltend gemachten Eingriff in die allgemeine Handlungsfreiheit 

des Antragstellers (Art. 2 Abs. 1 GG) und in sein Eigentum (Art. 14 Abs. 1 GG) steht 

das überragende Interesse der Allgemeinheit an einer funktionsfähigen öffentlichen 

Wasserversorgung (§ 50 Abs. 1 WHG, Art. 31 Abs. 2 BayWG) und der damit verbun-

denen Notwendigkeit der Einhaltung der natürlichen Grenzen derselben gegenüber.  

 

Im Einzelnen ist hierzu festzustellen, dass sich die geltend gemachten Einschränkun-

gen und Nachteile des Antragstellers durch die angegriffenen Untersagungen in ver-

gleichsweise engen Grenzen halten. Der Antragsteller trägt selbst ausdrücklich vor, 

dass er aus beruflichen Gründen seinen Garten seit Jahren regelmäßig „in den Vor-

mittagsstunden“ bewässere. Einer Bewässerung seines Gartens – abgesehen von den 

Rasenflächen – in der Zeit vor 9 Uhr steht die angegriffene Allgemeinverfügung schon 

nicht entgegen. Es sind weiter keine Hinderungsgründe vorgetragen, eine Bewässe-

rung des Gartens notfalls in der Zeit nach 19 Uhr, in den Sommermonaten mithin 

durchaus noch bei Tageslicht, vorzunehmen. Soweit der Antragsteller weiter einen be-

sonderen Charakter seiner Rasenfläche – Intensivrasen – geltend macht, der auf re-

gelmäßige Bewässerung angewiesen sei, so besteht, worauf die Antragsgegnerin zu 

Recht hinweist, die Option, eine Ausnahme von der Allgemeinverfügung unter dem 

Gesichtspunkt einer im Einzelfall unbilligen Härte zu beantragen (Nr. 7 der Allgemein-

verfügung). Vor dem Hintergrund des ausgeführten Interesses der Allgemeinheit an 

der Sicherstellung der Wasserversorgung sind die Einschränkungen zumutbar, zumal 

sie temporärer Natur sind. 

 

e) Es ist gegenwärtig entgegen dem Vortrag des Antragstellers auch keine Verletzung 

des Gleichbehandlungsgebots nach Art. 3 Abs. 1 GG zu erkennen. Auch im Wasser-

recht hat im Rahmen der Ermessensausübung die handelnde Behörde den 
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Gleichheitssatz zu beachten. Wasserwirtschaftliche Anordnungen müssen daher 

ebenso wie etwa naturschutz- oder baurechtliche Beseitigungsanordnungen gegebe-

nenfalls einem schlüssigen (Gesamt-)Konzept folgen, sofern mehrere Sachverhalte 

gegeben sind, deren Gleichbehandlung geboten ist (vgl. VGH BW, U.v. 15.12.2015 – 

3 S 2158/14 – juris Rn. 152 f.; vgl. für das Naturschutzrecht BayVGH, B.v. 20.1.2014 

– 14 CS 12.1950 – juris Rn. 14; OVG RhPf, B.v. 5.6.2012 – 8 A 10593/12 – juris Rn. 

16 ff.; VG München, B.v. 16.2.2021 – M 2 S 20.3930 – juris Rn. 57; U.v. 22.11.2018 – 

M 19 K 17.3993 – juris Rn. 26 f.). Zwar trägt der Antragsteller vor, dass andere Perso-

nenkreise – insbesondere gewerblich Tätige – und Flächen wie insbesondere Sport-

plätze von den Einschränkungen gleichheitswidrig nicht betroffen seien. Wie bereits 

ausgeführt, verfolgt die Antragsgegnerin gerade mit den hier angegriffenen Maßnah-

men insgesamt das Konzept, besonders mit Blick auf die Erforderlichkeit der Maßnah-

men (zunächst) die nicht lebens- und haushaltsnotwendige Trinkwassernutzung durch 

Privatpersonen einzuschränken. Dass damit naturgemäß andere Personenkreise und 

Sachverhalte (noch) nicht betroffen sind, stellt das Gesamtkonzept nicht infrage. 

 

7. Soweit die Erfolgsaussichten des Hauptsacherechtsbehelfs bei summarischer Prü-

fung derzeit überschaubar sind und von der Rechtmäßigkeit des Bescheids auszuge-

hen ist, setzt die Anordnung einer sofortigen Vollziehung im Einzelfall ein besonderes 

Interesse an der Vollziehung schon vor Rechtskraft des Hauptsacheverfahrens voraus. 

Eine Anordnung nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO bezieht sich auf eine Besonder-

heit in zeitlicher Hinsicht und unterscheidet sich inhaltlich vom Interesse am Erlass des 

Grundverwaltungsakts. Folglich kann auch eine offensichtliche Rechtmäßigkeit der 

Grundverfügung allein die Anordnung der sofortigen Vollziehung nicht tragen 

(BVerwG, B.v. 5.11.2018 – 3 VR 1/18 – juris Rn. 24). Die Vollziehung des Verwal-

tungsakts muss vielmehr wegen öffentlicher oder überwiegender privater Interessen 

besonders dringlich sein und keinen Aufschub bis zum rechtskräftigen Abschluss des 

Hauptsacheverfahrens dulden (vgl. VGH München, B.v. 30.1.2019 – 9 CS 18.2533 – 

juris Rn. 23). Dies ist vorliegend der Fall. Die Antragsgegnerin weist nachvollziehbar 

darauf hin, dass ein Abwarten der Bestandskraft der Allgemeinverfügung zur weiteren 

unbeschränkten Trinkwasserentnahme aus dem öffentlichen Versorgungsnetz führen 
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würde. Vor dem Hintergrund der dargelegten Schieflage zwischen Wasserverbrauch 

im Stadtgebiet und dem gegenwärtig möglichen Umfang der Wassergewinnung er-

scheint ein unmittelbares Tätigwerden zur Reduzierung des Wasserverbrauchs erfor-

derlich. Hinzu tritt, dass die angeordneten Maßnahmen, wie ausgeführt, zu keiner 

übermäßigen Belastung des Antragstellers und jedenfalls im Ansatz nicht zu irrever-

siblen Schäden führen. 

 

B) Mit der Erfolglosigkeit des Hauptantrags ist der Hilfsantrag in den Blick zu nehmen, 

mit dem beantragt wird, die aufschiebende Wirkung der Klage ganz oder teilweise wie-

der herzustellen, soweit dies zur Abwendung schwerer und nicht wiedergutzumachen-

der Nachteile erforderlich ist. Mit den obigen Ausführungen stehen derartige Nachteile 

vorliegend nicht inmitten so dass der – im Übrigen nicht näher begründete – Hilfsantrag 

ebenso erfolglos bleibt. 

 

Der Antrag war sonach insgesamt mit der Kostenfolge des § 154 Abs. 1 VwGO abzu-

lehnen.  

 

 

Die Festsetzung des Streitwerts beruht auf §§ 53 Abs. 2 Nr. 2, 52 Abs. 2 GKG i.V.m. 

Nr. 1.5 des Streitwertkatalogs 2025. 

 

 

  

51 

52 

53 



M 31 S 26.5500 

 

- 25 -  

 

Rechtsmittelbelehrung: 

 

1. Gegen diesen Beschluss steht den Beteiligten die Beschwerde an den Bayerischen Verwaltungsge-
richtshof zu. Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe des Beschlusses beim 
Bayerischen Verwaltungsgericht München, 
 

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München, oder 
Postanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München 

 
schriftlich bzw. in elektronischer Form (§ 55a Abs. 1 bis 6, § 55d VwGO sowie Verordnung über die 
technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elekt-
ronische Behördenpostfach vom 24. November 2017, BGBl. I S. 3803) oder zu Protokoll des Urkunds-
beamten der Geschäftsstelle einzulegen. Die Frist ist auch gewahrt, wenn die Beschwerde innerhalb 
der Frist beim Bayerischen Verwaltungsgerichtshof, 
 

Hausanschrift in München: Ludwigstraße 23, 80539 München, oder 
Postanschrift in München: Postfach 34 01 48, 80098 München, 
Hausanschrift in Ansbach: Montgelasplatz 1, 91522 Ansbach 

 
eingeht. 
 
Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung zu begründen. 
Die Begründung ist, sofern sie nicht bereits mit der Beschwerde vorgelegt worden ist, beim Bayeri-
schen Verwaltungsgerichtshof einzureichen. Sie muss einen bestimmten Antrag enthalten, die 
Gründe darlegen, aus denen die Entscheidung abzuändern oder aufzuheben ist, und sich mit der an-
gefochtenen Entscheidung auseinandersetzen. 
 
Die Beschwerde ist nicht gegeben in Streitigkeiten über Kosten, Gebühren und Auslagen, wenn 
der Wert des Beschwerdegegenstandes 200 Euro nicht übersteigt. 
 
Vor dem Bayerischen Verwaltungsgerichtshof müssen sich die Beteiligten, außer im Prozesskostenhil-
feverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für Prozesshandlungen, 
durch die ein Verfahren vor dem Bayerischen Verwaltungsgerichtshof eingeleitet wird, die aber noch 
beim Verwaltungsgericht vorgenommen werden. Als Prozessbevollmächtigte zugelassen sind neben 
Rechtsanwälten und den in § 67 Abs. 2 Satz 1 VwGO genannten Rechtslehrern mit Befähigung zum 
Richteramt die in § 67 Abs. 4 Sätze 4 und 7 VwGO sowie in §§ 3, 5 RDGEG bezeichneten Personen 
und Organisationen. 
 
 
2. Gegen die Festsetzung des Streitwerts (Nummer III des Beschlusses) steht den Beteiligten die 
Beschwerde an den Bayerischen Verwaltungsgerichtshof zu, wenn der Wert des Beschwerdegegen-
standes 300 Euro übersteigt oder die Beschwerde zugelassen wurde. 
 
Die Beschwerde ist innerhalb von sechs Monaten, nachdem die Entscheidung in der Hauptsache 
Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich anderweitig erledigt hat, beim Bayerischen Verwaltungs-
gericht München 
 

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München, oder 
Postanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München 

 
schriftlich bzw. in elektronischer Form (§ 55a Abs. 1 bis 6, § 55d VwGO sowie Verordnung über die 
technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elekt-
ronische Behördenpostfach vom 24. November 2017, BGBl. I S. 3803) oder zu Protokoll des Urkunds-
beamten der Geschäftsstelle einzulegen. 
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Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetzt worden, kann die Be-
schwerde auch noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mitteilung des Festset-
zungsbeschlusses eingelegt werden. 
 
Für die Beschwerde gegen den Streitwert besteht kein Vertretungszwang. 

 

 
 
 
 
 
******** *** ****** ************* 

 

 


